
 

  

S 27 R 299/20

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Altersversorgung der technischen

Intelligenz
Glaubhaftmachung
Konstruktionsbüro
Mindestbetrag
Schätzungsbefugnis
Vereinigung volkseigener Betriebe
Volkseigener Betrieb Bergmann Borsig

Leitsätze 1. Eine fiktive Einbeziehung in die
Altersversorgung der technischen
Intelligenz erfolgt nicht, wenn die
betrieblichen Voraussetzungen zum
Stichtag 30.06.1990 nicht erfüllt waren.
2. Bei dem Volkseigenen Betrieb
Bergmann Borsig Stammbetrieb
Kombinat Kraftwerksanlagen handelte es
sich nicht um einen Produktionsbetrieb
der Industrie oder des Bauwesens nach §
1 Abs. 1 der 2.
Durchführungsbestimmung (DB) oder um
einen als Konstruktionsbüro oder als
Vereinigung Volkseigener Betriebe nach §
1 Abs. 2 der 2. DB gleichgestellten
Betrieb. Hauptzweck war nicht die
Produktionsdurchführung, sondern die
Planung und Konzeption von Kraftwerks-
und Energieerzeugungsanlagen im Sinne
eines General- bzw.
Hauptauftragnehmers; überdies würde es
an dem Erfordernis einer massenhaften
Produktion fehlen.
3. Die Angabe eines Mindestbetrages
bzw. eines durchschnittlichen
Mindestbetrages der Jahresendprämie
reicht nicht für einen Nachweis oder eine
Glaubhaftmachung im Sinne des § 6
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AAÜG aus. Für die prozessuale
Schätzungsbefugnis gemäß § 287 ZPO ist
neben der vorrangigen und
bereichsspezifischen Spezialnorm des § 6
AAÜG kein Raum. 4. Der
Zusatzversorgungsträger ist nach § 48
Abs. 3 SGB X befugt, die Rechtswidrigkeit
des Ursprungsbescheids isoliert vor
Eintritt einer Änderung in den
tatsächlichen oder rechtlichen
Verhältnissen durch Verwaltungsakt
festzustellen.

Normenkette AAÜG § 1
AAÜG § 6
AAÜG § 8
SGB X § 44
SGB X § 48
ZPO § 287

1. Instanz

Aktenzeichen S 27 R 299/20
Datum 05.08.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 R 480/21
Datum 20.09.2022

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 5.
August 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Der KlÃ¤ger begehrt im Rahmen eines Ã�berprÃ¼fungsverfahrens die Feststellung
hÃ¶herer Entgelte unter BerÃ¼cksichtigung von sog. JahresendprÃ¤mien aufgrund
des Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 zum Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz (AAÃ�G). Die Beklagte hat unter Ablehnung
des Antrags stattdessen die Rechtswidrigkeit des zur Ã�berprÃ¼fung gestellten
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Feststellungsbescheids festgestellt, weil der KlÃ¤ger nicht unter den
Anwendungsbereich des AAÃ�G falle.

Der 1937 geborene KlÃ¤ger besuchte die Ingenieurschule fÃ¼r
Schwermaschinenbau und Elektrotechnik L, die er im Juli 1959 abschloss. Er
studierte sodann an der Technischen UniversitÃ¤t D (Fachstudienrichtung
StrÃ¶mungstechnik). Mit Urkunde vom 26.06.1970 wurde ihm der akademische
Grad â��Diplom-Ingenieurâ�� verliehen. Er war in der DDR zunÃ¤chst ab
01.09.1959 beim Volkseigenen Betrieb (VEB) Energiebau R, ab 01.01.1961 beim
VEB Kraftwerksbau R und ab 01.01.1968 beim VEB Kombinat Kraftwerksanlagenbau
R als Ingenieur tÃ¤tig. Das VEB Kombinat Kraftwerksanlagenbau wurde zum
01.01.1985 umstrukturiert; ab diesem Zeitpunkt war der KlÃ¤ger beim VEB B
Stammbetrieb des Kombinats Kraftwerksanlagenbau bis 30.06.1990 tÃ¤tig. Ab Juli
1990 war der KlÃ¤ger bei der Energie- und Umwelttechnik GmbH, R, tÃ¤tig. Seit
01.01.2000 bezieht der KlÃ¤ger Altersrente.

Im Ausweis fÃ¼r Arbeit und Sozialversicherung sind fÃ¼r die Zeit vom 01.09.1959
bis 30.06.1990 die sozialversicherungspflichtigen Entgelte sowie ab 01.04.1978
BeitrÃ¤ge zur freiwilligen Zusatzrentenversicherung ausgewiesen.

Mit Feststellungsbescheid vom 19.10.1999 wurden zugunsten des KlÃ¤gers die
BeschÃ¤ftigungszeiten und Entgelte fÃ¼r den Zeitraum vom 01.09.1959 bis
30.06.1990 als nachgewiesene Zeiten der zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der
technischen Intelligenz festgestellt.

Mit Schreiben vom 28.02.2019 stellte der KlÃ¤ger einen Ã�berprÃ¼fungsantrag
gemÃ¤Ã� Â§ 44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X). Er begehre eine
RÃ¼cknahme des bisherigen Rentenbescheides und Neuberechnung der
RentenansprÃ¼che unter BerÃ¼cksichtigung der gezahlten DDR-
JahresendprÃ¤mien unter Hinweis auf die Entscheidung des Bundessozialgerichts
(BSG) vom 22.03.2018 (Az.: B 5 RS 8/17 R). In den bisherigen Berechnungen der
RentenansprÃ¼che des KlÃ¤gers seien diese nicht berÃ¼cksichtigt worden. Er legte
eine eidesstattliche Versicherung vom 13.03.2019 vor, wonach er von seinem
Betrieb in der ehemaligen DDR jÃ¤hrliche JahresendprÃ¤mien erhalten habe, die im
Durchschnitt mindestens 50 % seines monatlichen Nettoentgelts betragen hÃ¤tten.
AuÃ�erdem wurden schriftliche Zeugenaussagen von Herrn G, Herrn R sowie Herrn
K, ehemaligen Kollegen des KlÃ¤gers, vorgelegt, wonach seit Mitte der 60er Jahre
eine JahresendprÃ¤mie gezahlt worden sei, die durchschnittlich 50 % eines
Nettomonatsgehalts betragen habe.

Nach AnhÃ¶rung lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 18.11.2019 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 04.02.2020 den Ã�berprÃ¼fungsantrag vom
28.02.2019 ab. Es verbleibe bei den mit Bescheid vom 19.10.1999 rechtswidrig
festgestellten Pflichtbeitragszeiten nach dem AAÃ�G. Die Beklagte traf nach Â§ 8
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 1 AAÃ�G folgende Feststellungen: â��1. Das AAÃ�G (â�¦) ist
fÃ¼r Sie tatsÃ¤chlich nicht anwendbar. 2. Der Feststellungsbescheid vom
19.10.1999, mit dem die Zeit vom 01.09.1959 bis 30.06.1990 als
Pflichtbeitragszeiten nach dem AAÃ�G festgestellt wurde, ist rechtswidrig. Er kann
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aber nicht nach Â§ 45 SGB X zurÃ¼ckgenommen werden. 3. Es besteht kein
Anspruch auf die Feststellung von hÃ¶herem Arbeitsverdienst.â�� Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Beklagte aus, dass der KlÃ¤ger am 01.08.1991 auf
Grund der am 30.06.1990 gegebenen Sachlage keine Versorgungsanwartschaft im
Sinne von Â§ 1 Abs. 1 AAÃ�G gehabt habe. Weder sei er am 30.06.1990 in der DDR
in ein Versorgungssystem einbezogen gewesen noch eine Einbeziehung
nachtrÃ¤glich durch Rehabilitation oder durch eine Entscheidung nach Art. 19 Satz
2 oder 3 des Einigungsvertrages erfolgt. Der KlÃ¤ger habe auch keinen Anspruch
auf Erteilung einer Versorgungszusage auf Grund der am 30.06.1990 gegebenen
Sachlage im Juli 1991 gehabt, da die BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers am 30.06.1990
im VEB B Stammbetrieb des Kombinates Kraftwerksanlagenbau nicht in einem
volkseigenen Produktionsbetrieb oder einem gleichgestellten Betrieb ausgeÃ¼bt
worden sei. Bei dem Betrieb habe es sich weder um einen volkseigenen
Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens oder einem solchen
gleichgestellten Betrieb gehandelt. Er sei vielmehr Generalauftragnehmer fÃ¼r
komplette Kraftwerksanlagen gewesen. Sein Hauptzweck sei damit die
DurchfÃ¼hrung produktionsvorbereitender und produktionskoordinierender
Aufgaben gewesen. Der ursprÃ¼nglich erteilte Feststellungsbescheid vom
19.10.1999 sei daher fehlerhaft begÃ¼nstigend ergangen, kÃ¶nne allerdings wegen
Fristablaufes nicht mehr zurÃ¼ckgenommen werden. Den KlÃ¤ger treffe
bezÃ¼glich des Erlasses dieses rechtswidrig begÃ¼nstigenden
Feststellungsbescheides keinerlei Verschulden. Er kÃ¶nne vielmehr auf den Bestand
des Bescheides vertrauen. Aufgrund des Normzwecks der Vorschrift des Â§ 48 Abs.
3 SGB X dÃ¼rfe allerdings das Unrecht nicht erweitert werden. So kÃ¶nnten hieraus
im Zuge eines Ã�berprÃ¼fungsverfahrens nach Â§ 44 SGB X nicht noch weitere
Rechte, hier BerÃ¼cksichtigung der DDR-JahresendprÃ¤mien, abgeleitet werden.

Mit seiner Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen hat der KlÃ¤ger geltend gemacht,
dass der Feststellungsbescheid vom 19.10.1999 nicht rechtswidrig ergangen sei
und dass die Zeit vom 01.09.1959 bis 30.06.1990 zutreffend als
Pflichtbeitragszeiten zur zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz
in der ehemaligen DDR bzw. im spÃ¤teren Beitrittsgebiet nach dem AAÃ�G
festgestellt worden sei. Es sei eine tatsÃ¤chliche Einbeziehung des KlÃ¤gers in ein
Zusatzversorgungssystem erfolgt. Der BeschÃ¤ftigungsbetrieb habe zu den
volkseigenen Produktionsbetrieben des Bauwesens gehÃ¶rt. Ein zusÃ¤tzlicher
Einbeziehungsakt sei deshalb nicht erforderlich gewesen. Im Ã�brigen sei der VEB B
Stammbetrieb auch als gleichgestellter Betrieb anzusehen, da er mit seinem
Hauptzweck und Aufgabenprofil der Errichtung von Kraftwerken und der damit
verbundenen konzipierenden TÃ¤tigkeit ein KonstruktionsbÃ¼ro dargestellt habe.
Bei der Feststellung des am 30.06.1990 maÃ�geblichen SprachverstÃ¤ndnisses der
DDR mÃ¼sse die historische Dimension und Entwicklung von Begriffen und Sprache
mitberÃ¼cksichtigt werden. FÃ¼r das VerstÃ¤ndnis der Begriffe dÃ¼rfe nicht von
heutigen Vorstellungen ausgegangen werden, sondern dies sei nach der juristischen
Methodenlehre im zeitlichen Kontext seiner Entstehung und Verwendung zu sehen.
KonstruktionsbÃ¼ro sei historisch die Bezeichnung fÃ¼r ein von einem Ingenieur
geleitetes sowjetisches bzw. russisches Entwicklungs-, Konstruktions- und
Planungsinstitut. Es sei daher auch eine Neuberechnung der RentenansprÃ¼che
des KlÃ¤gers unter BerÃ¼cksichtigung der gezahlten JahresendprÃ¤mien
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vorzunehmen.

Nach AnhÃ¶rung hat das Sozialgericht mit Gerichtsbescheid vom 05.08.2021, dem
KlÃ¤ger am 12.08.2021 zugestellt, die Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger habe keinen
Anspruch auf BerÃ¼cksichtigung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Versorgungssystem als Pflichtbeitragszeiten zur Rentenversicherung nach Â§ 5
AAÃ�G. Weder liege eine tatsÃ¤chliche Einbeziehung noch eine nachtrÃ¤gliche
Rehabilitierung vor. Der KlÃ¤ger habe auch keinen Anspruch auf Erteilung einer
Versorgungszusage nach MaÃ�gabe der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG und
der von ihm aufgestellten GrundsÃ¤tze gehabt. Der KlÃ¤ger sei zwar am
30.06.1990 im VEB B Stammbetrieb des Kombinates Kraftwerksanlagenbau B
beschÃ¤ftigt gewesen, wobei es sich aber nicht um einen volkseigenen
Produktionsbetrieb oder einen gleichgestellten Betrieb gehandelt habe, wie es die
Versorgungsordnung bzw. die hierzu ergangene Zweite
DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche
Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen
gleichgestellten Betrieben vom 24.05.1951 (2. DB, GBl. DDR 1951 I S. 487) fordere.
Eine Erweiterung auf andere Betriebe und Bereiche sei nicht mÃ¶glich. Der KlÃ¤ger
sei auch nicht in einem KonstruktionsbÃ¼ro beschÃ¤ftigt, das gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 2
der 2. DB einem volkseigenen Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens
gleichgestellt gewesen wÃ¤re. Auf einen mÃ¶glicherweise weiten Produktionsbegriff
der sozialistischen Wirtschaftslehre in der DDR komme es in diesem
Zusammenhang nicht an. Es sei auf den Sprachgebrauch der DDR am 30.06.1990
abzustellen. Der Feststellungsbescheid vom 19.10.1999 sei rechtswidrig, kÃ¶nne
aber wegen Fristablauf nicht mehr zurÃ¼ckgenommen werden. Den KlÃ¤ger treffe
keinerlei Verschulden an der Rechtswidrigkeit des Bescheides vom 19.10.1999, so
dass er auf den Bestand des Bescheides habe vertrauen dÃ¼rfen. Das Unrecht
dÃ¼rfe allerdings auch nicht erweitert werden, weswegen fÃ¼r die Anerkennung
hÃ¶herer Entgelte keine Rechtsgrundlage vorhanden sei und sich die Frage nach
der Neuberechnung auf Grund der Neuberechnung der Rente auf Grund der
BerÃ¼cksichtigung gezahlter JahresendprÃ¤mien erÃ¼brige.

Dagegen hat der KlÃ¤ger, vertreten durch seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten, am
Montag, den 13.09.2021, Berufung zum Bayerischen Landessozialgericht (LSG)
eingelegt. Er hat ausgefÃ¼hrt, dass es sich bei seinem BeschÃ¤ftigungsbetrieb als
Kombinatsbetrieb als Nachfolge-Rechtsform der â��Vereinigungen volkseigener
Betriebeâ�� (VVB) um einen gleichgestellten Betrieb nach der 2. DB gehandelt
habe. SchlieÃ�lich sei auch unzutreffend, dass der VEB B Stammbetrieb sich
lediglich mit der DurchfÃ¼hrung â��produktionsvorbereitender und
produktionskoordinierender Aufgabenâ��, also Projektierungsaufgaben,
beschÃ¤ftigt habe. TatsÃ¤chlich habe sein Hauptzweck in der (massenhaften)
Errichtung von Kraftwerken/Kraftwerksanlagen als baulichen Anlagen bestanden.
Auch die wiederholende Errichtung von (komplexen) Kraftwerken sei bereits in einer
kleinen Anzahl als Serienfertigung und nicht als auftragsbezogene Einzelfertigung
anzusehen. Allerdings habe es sich bei dem VEB B Stammbetrieb auch um ein
KonstruktionsbÃ¼ro im Sinne von Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB gehandelt, wobei auf den
Zeitpunkt des Erlasses der 2. DB im Jahre 1951 und die Funktion von
KonstruktionsbÃ¼ros in der ehemaligen Sowjetunion abgestellt werden mÃ¼sse. So
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habe der BeschÃ¤ftigungsbetrieb des KlÃ¤gers als Generalunternehmer fÃ¼r
komplette Kraftwerksanlagen zunÃ¤chst die konstruktiv-technische Konzeption der
Gesamtanlage erstellen und dazu selbst alle notwendigen konstruktiven Vorarbeiten
durchfÃ¼hren sowie eine Grobkonstruktion fÃ¼r alle Anlagenteile/Teilanlagen
selbst erstellen mÃ¼ssen. Die 2. DB differenziere insoweit nicht nach bestimmten
KonstruktionstÃ¤tigkeiten in bestimmten Branchen, sondern wolle mit dem
abstrakten Oberbegriff â��KonstruktionsbÃ¼roâ�� alle Betriebe in allen Branchen
mit konzipierenden (technischen) IngenieurstÃ¤tigkeiten einbeziehen. Gerade
Projektierungsarbeiten hÃ¤tten dagegen nicht zu den Aufgaben des VEB B
Stammbetriebs gehÃ¶rt. Eine Auseinandersetzung mit den streitigen
JahresendprÃ¤mien fehle in der Entscheidung des Sozialgerichts vÃ¶llig. Die
Revision sei wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung zuzulassen, weil es zum einen um
die Rechtsfrage gehe, dass Kombinate und Kombinatsbetriebe gleichgestellte
Betriebe im Sinne der 2. DB seien, aber auch um die Rechtsfrage, was unter einem
KonstruktionsbÃ¼ro zu verstehen sei. Beides betreffe eine Vielzahl von
Rentenbeziehern aus der ehemaligen DDR.

Der KlÃ¤ger beantragt,
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 05.08.2021 sowie den
Bescheid vom 18.11.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
04.02.2020 aufzuheben und die an den KlÃ¤ger gezahlten JahresendprÃ¤mien als
(weitere) Entgelte nach dem AAÃ�G festzustellen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hat darauf erwidert, dass das BSG alle vorliegend streitigen
Begrifflichkeiten (ProduktionsdurchfÃ¼hrungsbetrieb der Industrie,
KonstruktionsbÃ¼ro, Generalauftragnehmer, Projektierungsbetrieb) in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung konkretisiert und prÃ¤zisiert und auch zum maÃ�geblichen
Sprachgebrauch ausgefÃ¼hrt habe, dass von Belang alleine Entwicklungen des
versorgungsrechtlich relevanten Sprachgebrauchs seien. Insofern seien das
persÃ¶nliche BegriffsverstÃ¤ndnis des KlÃ¤gers oder ErlÃ¤uterungen aus Wikipedia
ohne Belang. In sich widersprÃ¼chlich und nicht recht verstÃ¤ndlich seien die
Einlassungen, der VEB sei Generalunternehmer und zugleich auch gleichgestelltes
KonstruktionsbÃ¼ro gewesen. Beides zusammen kÃ¶nne der VEB B Stammbetrieb,
der nach seinem Hauptzweck zu beurteilen sei, nicht sein.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie der beigezogenen Akten der Beklagten
verwiesen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143,151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssige Berufung ist in
der Sache ohne Erfolg. Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Der
angefochtene Verwaltungsakt vom 18.11.2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 04.02.2020 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger

                             6 / 24

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html


 

nicht in seinen Rechten.

Der KlÃ¤ger verfolgt sein Begehren nach Klarstellung in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vor dem Senat zu Recht statthaft im Wege einer Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage. Regelungsgegenstand des angefochtenen Bescheids vom
18.11.2019 ist einerseits die Ablehnung des Ã�berprÃ¼fungsantrags nach Â§ 44
SGB X und andererseits die Feststellung der Rechtswidrigkeit des zur
Ã�berprÃ¼fung gestellten Bescheids vom 19.10.1999. Das Begehren des KlÃ¤gers
ist erkennbar darauf gerichtet, im Rahmen einer Ã�berprÃ¼fung bestandskrÃ¤ftiger
Verwaltungsakte nach Â§ 44 SGB X (vgl. zur Anwendbarkeit der Vorschrift im
Rahmen des Â§ 8 Abs. 3 Satz 2 AAÃ�G z.B. BSG, Urteil vom 07.12.2017, B 5 RS 1/16
R, juris Rn. 11), hÃ¶here Entgelte unter BerÃ¼cksichtigung der JahresendprÃ¤mien
festzustellen. Richtige Klageart fÃ¼r dieses Begehren ist die kombinierte
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage (vgl. BSG, a.a.O., juris Rn. 10; LSG
ThÃ¼ringen, Urteil vom 17.12.2020, L 2 R 703/17, juris Rn. 19). Mit der
Anfechtungsklage begehrt der KlÃ¤ger die Aufhebung des ablehnenden
Ã�berprÃ¼fungsbescheides vom 18.11.2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 04.02.2020. Die Verpflichtungsklage ist auf
Verurteilung der Beklagten gerichtet, den Bescheid vom 19.10.1999 abzuÃ¤ndern
und fÃ¼r die Zeiten vom 01.09.1959 bis zum 30.06.1990 hÃ¶here Arbeitsentgelte
unter BerÃ¼cksichtigung der JahresendprÃ¤mien festzustellen. Weiterer
VerfÃ¼gungssatz des angefochtenen Bescheids ist die Feststellung der
Rechtswidrigkeit des zur Ã�berprÃ¼fung gestellten Bescheids vom 19.10.1999.
Diesen Teil des Bescheids ficht der KlÃ¤ger ebenfalls mit einer Anfechtungsklage
statthaft an.

An seinem bisherigen Antrag gerichtet auf Neuberechnung der Altersrente des
KlÃ¤gers unter BerÃ¼cksichtigung der JahresendprÃ¤mien hat der KlÃ¤ger nicht
mehr festgehalten. Denn Gegenstand des vorliegenden Verfahrens ist nicht die
GewÃ¤hrung einer hÃ¶heren Rente, sondern eine weitere Feststellung nach Â§ 8
Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Nr. 1 AAÃ�G. Die inzwischen ergangenen
Rentenbescheide haben den ursprÃ¼nglichen Datenfeststellungsbescheid vom
19.10.1999 weder abgeÃ¤ndert oder ersetzt (BSG, Urteil vom 23.08.2007, B 4 RS
7/06 R, Rn. 25 juris). Da hinsichtlich der HÃ¶he der Altersrente kein (weiterer)
Prozess anhÃ¤ngig ist, liegt auch kein Fall eines unzulÃ¤ssigen
â��Vorfragenprozessesâ�� vor (vgl. Bayerisches LSG, Urteil vom 22.04.2009, L 16 R
688/06, juris). Vielmehr ist der (nicht beklagte) LeistungstrÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs.
5 Satz 2 AAÃ�G an die Feststellungen des vorliegend beklagten
VersorgungstrÃ¤gers gebunden.

Das so aufgefasste Berufungsbegehren ist unbegrÃ¼ndet. Zwar ist der zur
Ã�berprÃ¼fung gestellte Bescheid vom 19.10.1999 rechtswidrig (dazu unter 1.),
der KlÃ¤ger hat jedoch keinen Anspruch auf AbÃ¤nderung dieses rechtswidrigen
Bescheids im Rahmen des Ã�berprÃ¼fungsverfahrens und Feststellung weiterer
Entgelte unter BerÃ¼cksichtigung der JahresendprÃ¤mien (dazu unter 2.).
SchlieÃ�lich hat die Beklagte zu Recht isoliert festgestellt, dass der Bescheid vom
19.10.1999 rechtswidrig ist (dazu unter 3.).
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1. Der Feststellungsbescheid vom 19.10.1999 ist rechtswidrig.

Der KlÃ¤ger hatte bei Inkrafttreten des AAÃ�G am 01.08.1991 keine
Versorgungsanwartschaft im Sinne von Â§ 1 Abs. 1 dieses Gesetzes, weswegen das
AAÃ�G auf ihn nicht anwendbar ist. Die Beklagte hat daher zu Unrecht Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 zum AAÃ�G als
Pflichtbeitragszeiten nach dem AAÃ�G festgestellt.

Insoweit verweist der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG auf die zutreffenden
AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts und weist die Berufung aus den GrÃ¼nden der
angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Zu der im Rahmen des Berufungsverfahrens vom KlÃ¤ger vorgebrachten
Argumentation, er falle unter den Anwendungsbereich des AAÃ�G, fÃ¼hrt der Senat
Folgendes aus:

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Zusatzversorgungssystem und weiterer Arbeitsentgelte ist Â§ 8 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1
und Abs. 4 Nr. 1 AAÃ�G. Nach Â§ 8 Abs. 3 Satz 1 AAÃ�G hat die Beklagte als
VersorgungstrÃ¤ger des KlÃ¤gers durch Bescheid den Inhalt der Mitteilung nach Â§
8 Abs. 2 AAÃ�G mitzuteilen. Diese Mitteilung hat u.a. die Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit
zu einem Zusatzversorgungssystem, sowie das hieraus tatsÃ¤chlich erzielte
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zur enthalten. Allerdings hat der
VersorgungstrÃ¤ger diese Daten nur festzustellen, wenn das AAÃ�G anwendbar ist.
Dies ist hier jedoch nicht der Fall.

GemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G gilt das Gesetz fÃ¼r
Versorgungsberechtigungen (AnsprÃ¼che oder Anwartschaften), die aufgrund der
ZugehÃ¶rigkeit zu Versorgungssystemen im Beitrittsgebiet erworben worden sind
und beim Inkrafttreten dieses Gesetzes am 01.08.1991 bestanden haben. War ein
Verlust der Versorgungsanwartschaften deswegen eingetreten, weil die Regelungen
des Versorgungssystems ihn bei dem Ausscheiden vor dem Leistungsfall vorsahen,
gilt dieser Anwartschaftsverlust nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 AAÃ�G als nicht
eingetreten. Nach Â§ 1 Abs. 2 AAÃ�G sind Zusatzversorgungssysteme die in der
Anlage 1 zum Gesetz genannten Systeme. Im vorliegenden Fall kommt nur die in
Ziff. 1 der Anlage genannte zusÃ¤tzliche Altersversorgung der technischen
Intelligenz (vgl. Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der
technischen Intelligenz (VO-AVItech) vom 17.8.1950, GBl. DDR 1950 I S. 844) in
Betracht. Eine dem KlÃ¤ger ursprÃ¼nglich zugesagte Zusatzrente nach der
â��Anordnung zur DurchfÃ¼hrung einer Zusatzrentenversorgung fÃ¼r die Arbeiter
und Angestellten in den wichtigsten volkseigenen Betriebenâ�� vom 09.03.1954,
bei der es sich um eine betriebliche Zusatzversorgung gehandelt hat, stellt keine
Zusatzversorgung im Sinne des AAÃ�G dar (vgl. Anlage 1 AAÃ�G in der Fassung
vom 11.11.1996).

Der KlÃ¤ger ist nicht Inhaber einer am 01.08.1991 bestehenden
Versorgungsanwartschaft. Es liegt weder eine Einzelfallentscheidung vor, durch die
zu seinen Gunsten zu diesem Zeitpunkt eine Versorgungsanwartschaft zuerkannt
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worden wÃ¤re. Eine positive Statusentscheidung der Beklagten liegt ebenso wenig
vor wie eine frÃ¼here Versorgungszusage aus einem nach Art. 19 Satz 1
Einigungsvertrag bindend gebliebenen Verwaltungsakt. Auch ist der KlÃ¤ger nicht
durch Einzelvertrag oder eine spÃ¤tere Rehabilitationsentscheidung in das
Versorgungssystem der zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz
einbezogen worden. Dies wird von ihm auch nicht angegeben.

Der KlÃ¤ger hatte auch nach dem am 01.08.1991 gÃ¼ltigen Bundesrecht und
aufgrund der am 30.06.1990 gegebenen tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde aus
bundesrechtlicher Sicht keinen fiktiven Anspruch auf Erteilung einer
Versorgungszusage im Sinne der vom BSG vorgenommenen erweiternden
verfassungskonformen Auslegung des Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G (vgl. BSG, Urteil
vom 09.04.2002, B 4 RA 31/01 R, Rn. 20 ff. juris)

Die fiktive Einbeziehung in die Altersversorgung der technischen Intelligenz setzt
nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG die kumulative ErfÃ¼llung der
persÃ¶nlichen, der sachlichen und der betrieblichen Voraussetzungen zum Stichtag
30.06.1990 voraus. Erforderlich ist, dass der Betreffende berechtigt war, eine
bestimmte Berufsbezeichnung zu fÃ¼hren, er die entsprechende TÃ¤tigkeit
tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bt hat und dies in einem volkseigenen Produktionsbetrieb der
Industrie oder des Bauwesens oder in einer gleichgestellten Einrichtung erfolgt ist
(BSG, a.a.O.).

Vorliegend hat der KlÃ¤ger nachgewiesen, dass er grundsÃ¤tzlich zu dem nach Â§ 1
Abs. 1 der 2. DB als versorgungsberechtigt anerkannten Kreis der technischen
Intelligenz angehÃ¶rte, weil er berechtigt war, die Berufsbezeichnung â��Diplom-
Ingenieurâ�� zu fÃ¼hren (persÃ¶nlicher Anwendungsbereich). Allerdings fehlt es an
der ErfÃ¼llung der betrieblichen Voraussetzung, da der KlÃ¤ger zum Stichtag
30.06.1990 nicht in einem volkseigenen Produktionsbetrieb der Industrie oder des
Bauwesens oder in einer gleichgestellten Einrichtung beschÃ¤ftigt war.

Wer BeschÃ¤ftigungsbetrieb am maÃ�geblichen Stichtag 30.06.1990 ist, bestimmt
sich nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG allein danach, wer Arbeitgeber
im rechtlichen Sinne ist. Das war im Fall des KlÃ¤gers am 30.06.1990 der VEB B
Stammbetrieb des Kombinats Kraftwerksanlagenbau. Bei diesem Betrieb hat es sich
aber um keinen Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens im Sinne des
Â§ 1 Abs. 1 der 2. DB (BSG, Urteil vom 23.08.2007, B 4 RS 3/06 R, Rn. 21 ff. juris)
gehandelt.

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG fallen unter volkseigene
Produktionsbetriebe der Industrie oder des Bauwesens nur
ProduktionsdurchfÃ¼hrungsbetriebe, denen unmittelbar die industrielle
Massenproduktion von SachgÃ¼tern das GeprÃ¤ge gibt (vgl. BSG, Urteile vom
20.03.2013, B 5 RS 3/12 R, Rn. 38 juris mwN). Hauptzweck bzw. Schwerpunkt muss
die industrielle (serienmÃ¤Ã�ig wiederkehrende) Fertigstellung, Herstellung,
Anfertigung, Fabrikation bzw. Produktion von SachgÃ¼tern oder die massenhafte
Errichtung von baulichen Anlagen sein (vgl. etwa BSG, Urteil vom 19.07.2011, B 5
RS 1/11 R, Rn. 20 ff. juris). Damit ist klargestellt, dass die Versorgungsordnung und

                             9 / 24

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2031/01%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RS%203/06%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RS%203/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RS%201/11%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RS%201/11%20R


 

auch Â§ 1 Abs. 1 der 2. DB nur volkseigene Produktionsbetriebe erfasste und dass
auch nur bestimmte Berufsgruppen der technischen Intelligenz, die gerade in einem
Produktionsbetrieb verantwortlich tÃ¤tig waren, generell in den Kreis der
Versorgungsberechtigten einbezogen werden sollten (vgl. auch Â§ 1 der Ersten
DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche
Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen
gleichgestellten Betrieben vom 26.09.1950, DDR GBl. II Nr. 111 S. 1043 â�� 1. DB
â�� und BSG, Urteil vom 09.04.2002, B 4 RA 41/01 R, Rn. 27 ff. juris). Die
EinschrÃ¤nkung nur auf Produktionsbetriebe der Industrie ergibt sich auch aus der
sprachlichen und sachlichen GegenÃ¼berstellung von Produktionsbetrieben der
Industrie und des Bauwesens einerseits und allen anderen volkseigenen Betrieben
andererseits, welche die DDR spÃ¤testens ab den sechziger Jahren und jedenfalls
am 30.06.1990 in ihren einschlÃ¤gigen Gesetzestexten vorgenommen hat (vgl. die
GegenÃ¼berstellung von Kombinaten, Kombinatsbetrieben, Ã¼brigen volkseigenen
Betriebe in der Industrie und im Bauwesen gegenÃ¼ber denen aus anderen
Bereichen der Volkswirtschaft in Â§ 2 der Verordnung Ã¼ber die Aufgaben, Rechte
und Pflichten der volkseigenen Betriebe, Kombinate und VVB vom 28.03.1973, DDR
GBl. I Nr. 15 S. 129; Â§ 41 Abs. 1 1. Spiegelstrich, Abs. 2 Verordnung Ã¼ber die
volkseigenen Kombinate, Kombinatsbetriebe und volkseigenen Betriebe vom
08.11.1979, DDR GBl. I Nr. 38 S. 35). SchlieÃ�lich ergeben sich die positiven
Bestimmungsmerkmale der Teilmenge â��Produktionsbetriebeâ�� mit
hinreichender Bestimmtheit aus dem sachlichen ZustÃ¤ndigkeitsbereich des
Ministeriums fÃ¼r Industrie, auf dessen Einvernehmen es nach Â§ 5 der VO-AVItech
fÃ¼r den Erlass von DurchfÃ¼hrungsbestimmungen durch das Ministerium der
Finanzen u.a. ankam. Die Beteiligung gerade dieses damals fÃ¼r
HerstellungsvorgÃ¤nge in den industriellen Fertigungsbetrieben verantwortlichen
Ministeriums (so auch in der PrÃ¤ambel der 1. DB) gibt zu erkennen, dass
versorgungsrechtlich grundsÃ¤tzlich nur diesem Kriterium genÃ¼gende VEB erfasst
sein sollten. Entscheidend ist danach der Hauptzweck des Betriebs, der dem Betrieb
das GeprÃ¤ge gegeben hat (vgl. etwa BSG, Urteil vom 10.04.2002, B 4 RA 10/02 R,
Rn. 18 ff. juris) und welches Produkt danach im Ergebnis erstellt werden sollte (BSG,
Urteil vom 18.12.2003, B 4 RA 14/03 R, Rn. 28 juris).

Unter Anwendung dieser RechtsprechungsgrundsÃ¤tze hat es sich bei dem VEB B
Stammbetrieb Kombinat Kraftwerksanlagenbau, auf den als BeschÃ¤ftigungsbetrieb
vorliegend abzustellen ist, nicht um einen ProduktionsdurchfÃ¼hrungsbetrieb
gehandelt.

Der Senat legt seiner Entscheidung neben den vorliegenden Unterlagen und den
eigenen Angaben des KlÃ¤gers insbesondere die Feststellungen in den Urteilen des
SÃ¤chsischen LSG vom 12.04.2016 (L 5 RS 368/15, Rn. 27 ff. juris) und des LSG
Berlin-Brandenburg vom 01.02.2018 (L 33 R 351/16, Rn. 35 ff. juris) zugrunde, die
sich ihrerseits auf beigezogene Betriebsunterlagen beziehen. Der KlÃ¤ger hat auch
im Berufungsverfahren keine davon abweichenden Tatsachen vorgetragen, sondern
lediglich eine andere rechtliche Bewertung der Tatsachen vorgenommen.

Nach dem Vortrag des KlÃ¤gers in der Klageschrift, war Hauptzweck â��die
Gestaltung der Erzeugnisse im Prozess der Vorbereitung der Produktion, die

                            10 / 24

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2041/01%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2010/02%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2014/03%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20RS%20368/15
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2033%20R%20351/16


 

Anfertigung von Konstruktionszeichnungen, die Aufstellung von StÃ¼cklisten und
die Funktionserprobung des Erzeugnissesâ��. Das SÃ¤chsische LSG und das LSG
Berlin-Brandenburg stellten in den zitierten Entscheidungen fest, dass nach Â§ 3
Abs. 1 Spiegelstrich 1 des zuletzt maÃ�geblichen Kombinatsstatuts vom 30.
November 1984 dem VEB B Stammbetrieb des Kombinates Kraftwerksanlagenbau
die Wahrnehmung der Generalauftragnehmerschaft fÃ¼r die planmÃ¤Ã�ige
Vorbereitung, Projektierung, Errichtung und Inbetriebsetzung kompletter Kraftwerke
entsprechend den Festlegungen in der Nomenklatur der General- und
Hauptauftragnehmer fÃ¼r die zu erbringenden Leistungen oblag. In der
Nomenklatur der General- (GAN) und Hauptauftragnehmer (HAN) â�� Ausgabe 1985
â�� waren fÃ¼r den VEB B Stammbetrieb des Kombinates Kraftwerksanlagenbau im
Nomenklaturblatt 05/19 die zu erbringenden Leistungen in folgenden Bereichen
festgelegt:
â�� GAN fÃ¼r Kernkraftwerke, Dampfturbinenkraftwerke, Heizkraftwerke,
Industriekraftwerke, Pumpspeicher- und Laufwasserkraftwerke,
Gasturbinenkraftwerke sowie MÃ¼llverbrennungsanlagen,
â�� HAN fÃ¼r Stromerzeugungsanlagen mit Gasturbinenantrieb,
Stromerzeugungsanlagen mit Dampfturbinenantrieb einschlieÃ�lich regenerativer
SpeisewasservorwÃ¤rmung, thermische Wasseraufbereitungsanlagen fÃ¼r Kraft-
und Heizwerke sowie komplette Erdgasverdichterstationen fÃ¼r das zentrale
Jugendprojekt â��Erdgastrasse UdSSRâ�� und Koordinierung und Leitung der Bau-
und AusrÃ¼stungsleistungen.
Der GAN-HAN-Leistungsumfang richtete sich dabei nach der Industriezweigrichtlinie
fÃ¼r die Planung, Vorbereitung und DurchfÃ¼hrung von Investitionen von
Elektroenergieerzeugungsanlagen. Der Betrieb plante und konzipierte damit die
Kraftwerks- und Energieerzeugungsanlagen. Die Produktion der fÃ¼r die
KraftwerksausrÃ¼stung erforderlichen Maschinen und Anlagen selbst erfolgte
hingegen in anderen, jeweils spezialisierten, Kombinatsbetrieben. Dies ergibt sich
aus Â§ 3 Abs. 1 Spiegelstrich 2 und 3 des Kombinatsstatuts vom 30. November
1984 in Verbindung mit der spezifischen AufzÃ¤hlung der (weiteren)
Kombinatsbetriebe im Kombinatsstatut. Diesen anderen, weiteren, ebenfalls
rechtlich selbstÃ¤ndigen Kombinatsbetrieben oblagen die Produktion von
Erzeugnissen und Zuliefererzeugnissen sowie die DurchfÃ¼hrung von
Rohrleitungsmontagen und Industrieisolierungen. Daraus wird ersichtlich, dass
innerhalb des VEB B Stammbetrieb Kombinat Kraftwerksanlagenbau ein
arbeitsteiliges Vorgehen erfolgte, wÃ¤hrend der BeschÃ¤ftigungsbetrieb des
KlÃ¤gers selbst gerade keine unmittelbaren ProduktionstÃ¤tigkeiten wahrnahm,
sondern fÃ¼r die Planung, die Projektierung, die Errichtung und die Inbetriebnahme
der Kraftwerke und Stromerzeugungsanlagen verantwortlich war. In dieses
betriebliche BetÃ¤tigungsfeld des VEB B Stammbetrieb des Kombinates
Kraftwerksanlagenbau fÃ¼gt sich ein, dass auch die Rechtsnachfolgebetriebe des
Betriebes nicht mit produktionsdurchfÃ¼hrenden Aufgaben betraut waren. Der
KlÃ¤ger war ab Juli 1990 in der Energie- und Umwelttechnik GmbH R beschÃ¤ftigt,
die nach den Feststellungen des SÃ¤chsischen LSG, welche sich der Senat zu eigen
macht, nach der UmwandlungserklÃ¤rung vom 29. Juni 1990 und der sonstigen
Umwandlungsunterlagen aus dem Jahr 1990 aus dem Betriebsteil Projektierung R
hervorging. Die Energie- und Umwelttechnik GmbH R Ã¼bernahm die Aufgaben der
Beratung, Entwicklung, Voruntersuchung, DurchfÃ¼hrbarkeitsstudien, Vorentwurfs-
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und Entwurfsplanung, Ausschreibung, Vergabe, Projektierung,
AusfÃ¼hrungsplanung und Koordinierung von Gesamtanlagen, Teilanlagen und
Komponenten der Kraftwerks-, Energie- und Umwelttechnik einschlieÃ�lich des
Vertriebs, der Inbetriebsetzung und des Kundendienstes.

Der VEB B Stammbetrieb Kombinat Kraftwerksanlagenbau war somit im Sinne eines
GAN-HAN mit der Planung und Konzeption von Kraftwerks- und
Energieerzeugungsanlagen beschÃ¤ftigt, wÃ¤hrend die Produktion der fÃ¼r die
KraftwerksausrÃ¼stung erforderlichen Maschinen und Anlagen in anderen, jeweils
spezialisierten, Kombinatsbetrieben erfolgte. Dass bei der Produktion auf
Zulieferbetriebe zurÃ¼ckgegriffen wurde, hat auch der KlÃ¤ger nicht in Abrede
gestellt. Ein volkseigener Betrieb, dessen betrieblicher Hauptzweck die TÃ¤tigkeit
als GAN war, war aber kein volkseigener Produktionsbetrieb der Industrie oder des
Bauwesens. MaÃ�gebend sind dabei weder Eigentums- noch
BeherrschungsverhÃ¤ltnisse, sondern ausschlieÃ�lich der Betriebs- und Hauptzweck
des jeweiligen BeschÃ¤ftigungsbetriebs (vgl. etwa BSG, Urteil vom 18.12.2003, B 4
RA 14/03 R, juris). Bei einem arbeitsteiligen Vorgehen wie vorliegend, wonach die
Herstellung der erforderlichen Maschinen und Anlagen jeweils in spezialisierten
Kombinatsbetrieben erfolgten, wÃ¤hrend im Stammbetrieb gerade keine
unmittelbaren ProduktionstÃ¤tigkeiten stattgefunden haben, weil dieser als
koordinierender â��Kopfâ�� des Kombinats fÃ¼r die Planung, die Projektierung, die
Errichtung und Inbetriebnahme der Kraftwerke und Stromerzeugungsanlagen
verantwortlich war, handelt es sich jedenfalls hinsichtlich des Hauptzwecks nicht um
einen Produktionsbetrieb (SÃ¤chsisches LSG, a.a.O.).

SchlieÃ�lich wÃ¼rde es auch in dem Fall, dass ProduktionsablÃ¤ufe dem VEB B
Stammbetrieb Kombinat Kraftwerksanlagen zuzurechnen wÃ¤ren, an dem
Erfordernis einer massenhaften Produktion im Sinne eines massenhaften
AusstoÃ�es standardisierter Produkte, die hohe Produktionsgewinne nach den
Bedingungen der sozialistischen Planwirtschaft ermÃ¶glichen sollten, fehlen (vgl.
dazu BSG, Urteil vom 09.04.2002, B 4 RA 41/01 R, Rn. 45 juris). Bei der Planung und
Fertigstellung einer GroÃ�anlage wie einem Kraftwerk handelt es sich offensichtlich
nicht um einen Zweck, der auf die massenhafte Errichtung von baulichen Anlagen
ausgerichtet war (vgl. BSG, Urteil vom 27.07.2004, B 4 RA 11/04 R, Rn. 18 juris;
SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 04.05.2016, L 5 RS 155/12, Rn. 20 ff. juris).
DiesbezÃ¼glich genÃ¼gt es nicht, wenn die Produktion nach dem Betriebszweck
auf die Herstellung einer unbestimmten Anzahl von baulichen Anlagen in einem
standardisierten Verfahren ausgerichtet war, wobei sich die Anlagen bzw.
Kraftwerke nachvollziehbar und auch nach den Angaben des KlÃ¤gers nicht nur in
ihren LeistungsgrÃ¶Ã�en unterschieden haben, sondern sich die Errichtung Ã¼ber
einen lÃ¤ngeren Zeitraum von zumeist mehreren Jahren hingezogen hat. Eine
unmittelbare ProduktionsdurchfÃ¼hrung mit massenhafter SachgÃ¼terproduktion
in der vom BSG fÃ¼r erforderlich erachteten Art und Weise liegt hierin nicht.

Insoweit genÃ¼gt es auch nicht, wenn, wie der KlÃ¤ger angibt und was als
zutreffend unterstellt werden kann, beim Bau der Anlagen auf im wesentlichen
standardisierte Bauteile zurÃ¼ckgegriffen worden ist. In den neueren und
konkretisierenden Entscheidungen des BSG zu den von einem volkseigenen
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Industriebetrieb ausgefÃ¼hrten Montagearbeiten wird ausgefÃ¼hrt, dass der mehr
oder weniger schematisch anfallende Zusammenbau von im Wege industrieller
Massenproduktion massenhaft hergestellten Bauteilen zum fertigen Produkt
seinerseits Teil der industriellen Produktion dann sein kann, wenn die
zusammengefÃ¼gten Bauteile selbst, also von dem der Beurteilung zugrunde
liegenden BeschÃ¤ftigungsbetrieb, massenhaft hergestellt worden sind (vgl. BSG,
Urteil vom 09.05.2012, B 5 RS 8/11 R, Rn. 23 ff. juris). Treten aber unter anderem
individuelle KundenwÃ¼nsche, wie der zusÃ¤tzliche Einbau von besonders
gefertigten Teilen oder der Bau eines zwar aus standardisierten Einzelteilen
bestehenden, so aber vom Hersteller nicht vorgesehenen und allein auf besondere
Anforderungen gefertigten Produkts in den Vordergrund, entfÃ¤llt der Bezug zur
industriellen Massenproduktion (BSG, Urteil vom 19.07.2011, B 5 RS 7/10 R, Rn. 31
juris; BSG, Urteil vom 20.03.2013, B 5 RS 3/12 R, Rn. 26 juris). Denn der
versorgungsrechtliche Begriff der Massenproduktion im Sinne der VO-AVItech ist auf
die standardisierte Herstellung einer unbestimmten Vielzahl von SachgÃ¼tern
gerichtet. Er ist damit in quantitativer Hinsicht allein durch die potentielle
Unbegrenztheit der betrieblichen Produktion gekennzeichnet, wobei es nicht auf das
konkrete Erreichen einer bestimmten Anzahl von GÃ¼tern ankommt, die der
Betrieb insgesamt produziert oder an einzelne Kunden abgegeben hat. In ihrem
wesentlichen qualitativen Aspekt unterscheidet sich die Massenproduktion von der
auftragsbezogenen Einzelfertigung mit Bezug zu individuellen KundenwÃ¼nschen
als ihrem GegenstÃ¼ck dadurch, dass der Hauptzweck des Betriebs auf eine
industrielle Fertigung standardisierter Produkte in einem standardisierten und
automatisierten Verfahren gerichtet ist. Es ist in erster Linie diese Produktionsweise,
die den Begriff der Massenproduktion kennzeichnet, und die inhaltliche
Gesamtbetrachtung eines Betriebs, die ihn zu einem Produktionsbetrieb der
Industrie oder des Bauwesens macht. â��Standardisiert und automatisiertâ�� in
diesem Sinne ist alles hergestellt, was mit einem vom Hersteller vorgegebenen
Produkt nach Art, Aussehen und Bauweise identisch ist, aber auch dasjenige
Sachgut, das aus mehreren ihrerseits standardisiert und automatisiert hergestellten
Einzelteilen zusammengesetzt und Teil einer einseitig und abschlieÃ�end allein vom
Hersteller vorgegebenen Produktpalette ist (BSG, Urteil vom 09.05.2012, B 5 RS
8/11 R, Rn. 23 juris; BSG, Urteil vom 09.10.2012, B 5 RS 5/12 R, Rn. 26 juris; BSG,
Urteil vom 09.10.2012, B 5 RS 5/11 R, Rn. 26 juris). Eine solche Produktpalette hat
der BeschÃ¤ftigungsbetrieb des KlÃ¤gers nicht vorgehalten. Bei den
Kraftwerksanlagen handelte es sich letztlich um einzelne Bauprojekte, die sich
insbesondere in ihrer GrÃ¶Ã�e und in ihren Standortfaktoren unterschieden, und
einer individuellen Planung bedurften.

Es hat sich bei dem VEB B Stammbetrieb auch nicht um einen nach Â§ 1 Abs. 2 der
2. DB dem volkseigenen Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens
gleichgestellten Betrieb gehandelt (vgl. dazu BSG, Urteil vom 23.08.2007, B 4 RS
3/06 R, SozR 4-8570 Â§ 1 Nr. 16). Nach Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB werden den
volkseigenen Betrieben wissenschaftliche Institute, Forschungsinstitute,
Versuchsstationen, Laboratorien, KonstruktionsbÃ¼ros, technische Hochschulen,
technische Schulen, Bauakademie und Bauschulen, Bergakademie und
Bergbauschulen, Schulen, Institute und Betriebe der Eisenbahn, Schifffahrt sowie
des Post- und Fernmeldewesens, Maschinen-Ausleih-Stationen und volkseigene
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GÃ¼ter, Versorgungsbetriebe (Gas, Wasser, Energie), Vereinigungen volkseigener
Betriebe, Hauptverwaltungen und Ministerien gleichgestellt.

Der VEB B Stammbetrieb Kombinat Kraftwerksanlagenbau kann unter keine dieser
Betriebsgruppen gefasst werden, weil Kraftwerke und Energieerzeugungsanlagen
konzipierende Betriebe nicht aufgefÃ¼hrt sind. Eine Einbeziehung dieser Betriebe
hÃ¤tte nur erfolgen kÃ¶nnen, wenn die nach Â§ 5 VO-AVItech ermÃ¤chtigten
Ministerien die Regelung in Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB dahingehend ergÃ¤nzt hÃ¤tten,
was nicht geschehen ist.

Der BeschÃ¤ftigungsbetrieb des KlÃ¤gers ist â�� entgegen seinen AusfÃ¼hrungen
â�� weder als VVB noch als KonstruktionsbÃ¼ro in den Anwendungsbereich des Â§
1 Abs. 2 2. DB einzubeziehen.

Um das â��Analogieverbotâ�� (vgl. ausfÃ¼hrlich BSG, Urteil vom 20.03.2013, B 5
RS 27/12 R, Rn. 18 juris), das aus den Neueinbeziehungsverboten in dem zu
Bundesrecht gewordenen Rentenangleichungsgesetz der DDR (vgl. Anlage II Kapitel
VIII Sachgebiet F Abschnitt III Nr. 8 zum Einigungsvertrag) und dem
Einigungsvertrag (vgl. Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet H Abschnitt III Nr. 9 Buchst. a
Satz 1 Halbsatz 2 zum Einigungsvertrag) folgt, nicht zu unterlaufen, hat sich eine
Auslegung der abstrakt-generellen Regelungen des Versorgungsrechts â��strikt am
Wortlaut zu orientierenâ�� (so auch BSG, Urteile vom 15.06.2010, B 5 RS 6/09 R,
Rn. 37 juris; B 5 RS 9/09 R, Rn. 32 juris; B 5 RS 10/09 R, Rn. 32 juris; B 5 RS 16/09 R,
Rn. 34 juris; B 5 RS 17/09 R, Rn. 32 juris). FÃ¼r die Antwort darauf, ob das
Versorgungsrecht â�� aus welchen GrÃ¼nden auch immer â�� bestimmte
Betriebsgruppen einbezogen oder nicht einbezogen hat, kann nur auf die sprachlich
abstrakt-generellen und ihrem Wortlaut nach zwingenden Texte der
Versorgungsordnungen und ihrer DurchfÃ¼hrungsbestimmungen abgestellt werden
(BSG, Urteil vom 09.04.2002, B 4 RA 42/01 R, Rn. 27 juris).

Eine Erweiterung des Kreises der gleichgestellten Betriebe ist daher nicht zulÃ¤ssig.
Zum einen ist nach dem Wortlaut von Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB die AufzÃ¤hlung der
dort genannten Betriebe abschlieÃ�end. Zum anderen ist eine nachtrÃ¤gliche
Korrektur der im Bereich der Zusatz- und Sonderversorgungssysteme am 30. Juni
1990 geltenden abstrakt-generellen Regelungen der DDR, auch soweit sie
willkÃ¼rlich gewesen sein sollten, durch die vollziehende und die rechtsprechende
Gewalt nicht zulÃ¤ssig, worauf das BSG wiederholt hingewiesen hat (vgl. BSG, Urteil
vom 09.04.2002, B 4 RA 3/02 R, SozR 3-8570 Â§ 1 Nr. 7). Das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat die in stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG
aufgestellten GrundsÃ¤tze im Hinblick auf Art. 3 des Grundgesetzes (GG) nicht
beanstandet. Nach Auffassung des BVerfG ist es zulÃ¤ssig, dass sich das BSG am
Wortlaut der Versorgungsordnung orientiert und nicht an eine Praxis oder an diese
Praxis mÃ¶glicherweise steuernde unverÃ¶ffentlichte Richtlinien der DDR
anknÃ¼pft. Art. 3 Abs. 1 und 3 GG gebieten nicht, vorhandene Ungleichheiten
rÃ¼ckwirkend zu Lasten der heutigen Beitrags- und Steuerzahler auszugleichen
(BVerfG, BeschlÃ¼sse vom 26.10.2005, 1 BvR 1921/04, 1 BvR 203/05, 1 BvR 445/05
, 1 BvR 1144/05, juris, und Beschluss vom 04.08.2004,1 BvR 1557/01, BVerfGK 4,
12-16; BSG, Urteil vom 08.06.2004, B 4 RA 57/03 R, SozR 4-8570 Â§ 1 Nr. 3).
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Bei dem VEB B Stammbetrieb Kombinat Kraftwerksanlagen hat es sich um einen
Kombinatsbetrieb und nicht um eine VVB gehandelt. Da das Recht der
Versorgungssysteme auf Lebenssachverhalte abstellte, die in der DDR verwirklicht
worden waren, bestimmt sich das VerstÃ¤ndnis dort verwandter AusdrÃ¼cke
rechtlich nach dem staatlichen SprachverstÃ¤ndnis am Ende der DDR (02.10.1990),
faktisch jedoch im Regelfall nach demjenigen, das bei SchlieÃ�ung der Systeme am
30.06.1990 in staatlichen Regelungen verlautbart war (BSG, Urteil vom 07.09.2006, 
B 4 RA 41/05 R, Rn. 26 ff. juris). Nicht zulÃ¤ssig ist daher die vom KlÃ¤ger
angestellte historische Betrachtungsweise, wonach Kombinate als Nachfolger der
VVB als solche anzusehen seien. Dies widerspricht auch der vom Gesetzgeber der
DDR bis zu deren Ende beibehaltenen Differenzierung zwischen VEB, Kombinaten
und VVB (vgl. Verordnung Ã¼ber die Aufgaben, Rechte und Pflichten der
volkseigenen Betriebe, Kombinate und VVB vom 03.04.1973, a.a.O., sowie
Verordnung Ã¼ber die volkseigenen Kombinate, Kombinatsbetriebe und
volkseigenen Betriebe vom 08.11.1979, a.a.O.) Auf die Frage, ob Kombinate
tatsÃ¤chlich Aufgaben der VVB wahrgenommen haben, kommt es deshalb nicht an.

Auch hat es sich bei dem BeschÃ¤ftigungsbetrieb des KlÃ¤gers nicht um ein
KonstruktionsbÃ¼ro gehandelt. Zwar fÃ¼hrt der KlÃ¤ger zutreffend aus, dass die
im Versorgungsrecht nicht benannten sog. ProjektierungsbÃ¼ros in der DDR nicht
identisch mit den ausdrÃ¼cklich gleichgestellten KonstruktionsbÃ¼ros waren und
ProjektierungsbÃ¼ros nicht durch eine den Text des Versorgungsrechts erweiternde
Auslegung einzubeziehen waren (vgl. dazu BVerfG, Beschluss vom 04.08.2004, 1
BvR 1557/01, BVerfGK 4, 12-16; BVerfG, Beschluss vom 26.10.2005, 1 BvR 1921/04,
juris). Allerdings ist der von ihm gezogene Umkehrschluss, dass es sich folglich bei
dem VEB B Stammbetrieb Kombinat Kraftwerksanlagen um einen
Konstruktionsbetrieb gehandelt habe, ebenfalls nicht zulÃ¤ssig. Dabei ist nicht auf
die Entstehungsgeschichte und das sowjetische (Sprach-) VerstÃ¤ndnis der
FÃ¼nfzigerjahre abzustellen, sondern ausschlieÃ�lich auf das staatliche
SprachverstÃ¤ndnis des Jahres 1990. Danach betraf die Konstruktion â��die
Herstellung und den Betrieb der Teile, Anlagenteile und Anlagenâ�� und
Konstruktionsarbeiten hatten Fragen der technischen Herstellung (Produktion) von
Einzelteilen oder auch ganzer Anlagen und ihres betrieblichen Einsatzes (bzw.
Einsetzbarkeit) zu beantworten, wÃ¤hrend Projektierung sich nicht mit der LÃ¶sung
derartiger Probleme befasste, sondern sie voraussetzte, um ein technisches
(Gesamt-) Konzept zu erstellen, das die optimale Realisierung des
Unternehmenszweckes gewÃ¤hrleistete. Es hat sich also bei der Projektierung um
eine im Vergleich zur Konstruktion â��Ã¼bergeordnete Funktionâ�� gehandelt (vgl.
auch die Verordnung Ã¼ber das Projektierungswesen â�� Projektierungsverordnung
â�� vom 20.11.1964, DDR GBl. Teil II Nr. 115, S. 909). Auch die â��Anordnung
Ã¼ber die EinfÃ¼hrung der Rahmenrichtlinie fÃ¼r die neue Gliederung der
BeschÃ¤ftigten der Industrie und des Bauwesensâ�� vom 10.12.1974 (DDR GBl.
1975 Teil I Nr. 1), die noch am 30.06.1990 galt, unterschied zwischen Konstruktion
und Projektierung (vgl. dazu ausfÃ¼hrlich BSG, Urteil vom 07.09.2006, B 4 RA 41/05
R, juris). Vorliegend kann jedoch letztlich dahingestellt bleiben, ob es sich bei den
im VEB B Stammbetrieb Kombinat Kraftwerksanlagen vom KlÃ¤ger verrichteten
TÃ¤tigkeiten eher um Projektierungs- oder um Konstruktionsarbeiten gehandelt hat.
Denn jedenfalls hat es sich bei dem BeschÃ¤ftigungsbetrieb um kein reines

                            15 / 24

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2041/05%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%201557/01
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%201557/01
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BVerfGK%204,%2012
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%201921/04
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2041/05%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2041/05%20R


 

KonstruktionsbÃ¼ro gehandelt, bei denen es sich (anders als bei einem
ProjektierungsbÃ¼ro) um Abteilungen oder Einrichtungen eines Betriebs oder
Kombinats gehandelt hat, die als unselbststÃ¤ndige Teile eines Betriebs oder
Kombinats als solche keine Arbeitgeber und damit auch keine versorgungsrechtlich
gleichgestellten Betriebe im Sinne des Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB hÃ¤tten sein kÃ¶nnen
(BSG, a.a.O., Rn. 30 ff. unter Hinweis auf das â��Ã�konomische Lexikonâ�� 3. Aufl.
1979). Entsprechend hat das BSG in Zweifel gezogen, ob es am maÃ�geblichen
Stichtag Ã¼berhaupt noch KonstruktionsbÃ¼ros in der DDR als selbststÃ¤ndige
Betriebe gegeben hat, wogegen auch die Auflistung in der â��Systematik der
Volkswirtschaftszweige der Deutschen Demokratischen Republikâ�� (Ausgabe
1985) spreche, die zwar Projektierungsbetriebe (Nr. 6 300 0 und 6 331 0), jedoch
keine KonstruktionsbÃ¼ros benenne. Allerdings kann vorliegend auch nach den
Angaben des KlÃ¤gers festgestellt werden, dass es sich bei den von ihm
verrichteten Konstruktionsarbeiten nicht um den Hauptzweck des VEB B
Stammbetrieb Kombinat Kraftwerksanlagen als Generalunternehmer gehandelt hat.

Aus der Nichtanwendbarkeit des AAÃ�G auf den KlÃ¤ger folgt, dass fÃ¼r ihn auch
keine weiteren Arbeitsentgelte festzustellen sind, weshalb sich das Sozialgericht zu
Recht nicht mit der Frage beschÃ¤ftigt hat. Gleichwohl weist der Senat ergÃ¤nzend
darauf hin, dass der KlÃ¤ger auch bei Anwendbarkeit des AAÃ�G keinen Anspruch
auf Anerkennung weiterer Entgelte aufgrund der angegebenen Zahlung von
JahresendprÃ¤mien hÃ¤tte, weil er die Zahlung konkreter Entgelte weder
nachgewiesen noch glaubhaft gemacht hat.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die begehrten rechtlichen Feststellungen wÃ¤re Â§ 8 Abs.
2, Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Nr. 1 AAÃ�G. Nach Â§ 8 Abs. 3 Satz 1 AAÃ�G hat die
Beklagte als VersorgungstrÃ¤gerin fÃ¼r das Zusatzversorgungssystem der Anlage
1 (Â§ 8 Abs. 4 Nr. 1 AAÃ�G) dem Berechtigten durch Bescheid den Inhalt der
Mitteilung nach Abs. 2 bekannt zu geben. Diese Mitteilung hat u.a. â��das
tatsÃ¤chlich erzielte Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommenâ�� (=
Arbeitsverdienste) zu enthalten.

Die Frage, welche Arbeitsverdienste den ZugehÃ¶rigkeitszeiten zu einem (Zusatz-)
Versorgungssystem der DDR zuzuordnen sind, bestimmt sich Â§ 6 Abs. 1 Satz 1
AAÃ�G. Danach ist den Pflichtbeitragszeiten nach diesem Gesetz (vgl. Â§ 5 a.a.O.)
fÃ¼r jedes Kalenderjahr als Verdienst (Â§ 256a Abs. 2 SGB VI) das erzielte
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zugrunde zu legen. Der Begriff des
Arbeitsentgelts i.S. des Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G bestimmt sich dabei nach Â§ 14
Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV; vgl. BSG, Urteil vom 23.08.2007, B 4 RS
4/06 R, SozR 4-8570 Â§ 6 Nr. 4). Danach ist auch geklÃ¤rt, dass die sog.
JahresendprÃ¤mien einmalige EinkÃ¼nfte aus einer BeschÃ¤ftigung i.S. des Â§ 14
Abs. 1 Satz 1 SGB IV waren und diese bundesrechtliche Qualifizierung nicht durch 
Â§ 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV iVm Â§ 1 Arbeitsentgeltverordnung (ArEV) vom
18.12.1984 (BGBl. I S. 1642) ausgeschlossen ist. Gleichzeitig folgt fÃ¼r die
Feststellung von Bezug und HÃ¶he dieser einmaligen EinkÃ¼nfte aus der
Formulierung â��erzieltes Arbeitsentgeltâ�� in Â§ 6 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G im
Zusammenhang mit Â§ 5 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G, dass es sich um Entgelt handeln
muss, das dem Berechtigten wÃ¤hrend der ZugehÃ¶rigkeitszeiten zum

                            16 / 24

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/256a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/14.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RS%204/06%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RS%204/06%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-8570%20Â§%206%20Nr.%204
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/14.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/14.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/17.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%201984,%201642


 

Versorgungssystem â��aufgrundâ�� seiner BeschÃ¤ftigung â��zugeflossenâ��, ihm
also in bestimmter HÃ¶he tatsÃ¤chlich gezahlt worden ist. FÃ¼r den Zufluss von
Entgeltbestandteilen wie der sog. JahresendprÃ¤mie trÃ¤gt der
ZahlungsempfÃ¤nger die Feststellungs- bzw. objektive Beweislast, d.h. das Risiko
bzw. den Nachteil, dass sich diese Tatsache nicht beweisen und feststellen lÃ¤sst
(non liquet). Der Tatbestand Ã¶ffentlich-rechtlicher Normen ist regelmÃ¤Ã�ig nur
dann erfÃ¼llt, wenn ein einschlÃ¤giger Sachverhalt nach AusschÃ¶pfung
grundsÃ¤tzlich aller zur VerfÃ¼gung stehenden Erkenntnisgrundlagen bis zur
Grenze der Zumutbarkeit (BSG, Beschluss vom 02.03.2010, B 5 R 208/09 B, juris;
BVerwG, Urteil vom 26.08.1983, 8 C 76.80, juris) mit an Gewissheit grenzender
Wahrscheinlichkeit im Vollbeweis, d.h. zur vollen Ã�berzeugung des hierzu
berufenen Anwenders i.S. einer subjektiven Gewissheit feststeht. FÃ¼r das
sozialgerichtliche Verfahren ergibt sich dies aus Â§Â§ 103 Satz 1 Halbsatz 1, 128
Abs. 1 Satz 1 SGG. Abweichungen von diesem RegelbeweismaÃ� bedÃ¼rfen einer
gesetzlichen Grundlage (BSG, Urteil vom 15.12.2016, B 5 RS 4/16 R, Rn. 14 juris;
BSG, Urteil vom 14.12.2006, B 4 R 29/06 R, SozR 4-5075 Â§ 1 Nr. 3; BVerwG,
Beschluss vom 03.08.1988, 9 B 257.88, NVwZ-RR 1990, 165). Nur dann ist
gewÃ¤hrleistet, dass normativ angeordnete Rechtsfolgen allein FÃ¤llen der
gesetzlich vorgesehenen Art zugeordnet werden und im Streitfall effektiver
Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4 GG) gewÃ¤hrleistet ist. Solche Beweiserleichterungen
sind in Â§ 6 Abs. 5 und 6 AAÃ�G enthalten.

Â§ 6 Abs. 6 AAÃ�G erlaubt es dem Versicherten ausnahmsweise, die HÃ¶he eines
Verdienstteils glaubhaft zu machen, wenn der andere Teil des Verdienstes
nachgewiesen ist und erÃ¶ffnet insoweit zu seinen Gunsten im beschrÃ¤nkten
Umfang eine BeweismaÃ�reduzierung, allerdings auf Kosten eines Abschlags in
HÃ¶he eines Sechstels des glaubhaft gemachten Teils des Verdienstes.

Die Formulierungen â��der glaubhaft gemachte Teil des Verdienstesâ�� und â��der
andere Teilâ�� sind prinzipiell weit und ermÃ¶glichen es, die Glaubhaftmachung
dieses Verdienstteils sowohl auf dessen HÃ¶he als auch auf dessen Zufluss oder auf
beides zu beziehen, wÃ¤hrend der Nachweis des Ã¼brigen Verdienstteils schon
logisch Zufluss und HÃ¶he erfassen muss. Angesichts der klaren gesetzlichen
Differenzierung des Gesamtverdienstes in einen glaubhaft gemachten und einen
nachgewiesenen Teil liegt es indes fern, die Glaubhaftmachung auf die HÃ¶he des
Verdienstes bei nachgewiesenem Zufluss zu beschrÃ¤nken. Dabei ist zusÃ¤tzlich zu
berÃ¼cksichtigen, dass die Norm mit dem Erfordernis, dass Zufluss und HÃ¶he
eines Verdienstteils im Vollbeweis nachgewiesen sein mÃ¼ssen, bereits
ausdrÃ¼cklich das strenge RegelbeweismaÃ� anlegt und damit einen starken Anker
schafft, was spiegelbildlich Abstriche beim BeweismaÃ� fÃ¼r HÃ¶he und Zufluss
des anderen Verdienstteils legitimiert und ggf. RÃ¼ckschlÃ¼sse aufgrund zuvor
oder anschlieÃ�end erzielten Arbeitsentgelts erlaubt (grundlegend BSG, Urteil vom
15.12.2016, B 5 RS 4/16 R, Rn. 15 juris).

Nachweise liegen weder hinsichtlich der Zahlung der streitigen JahresendprÃ¤mien
dem Grunde nach noch Ã¼ber deren HÃ¶he vor. Selbst wenn aber der Senat es
nach den vorgelegten schriftlichen ErklÃ¤rungen als â��Ã¼berwiegend
wahrscheinlichâ�� und damit glaubhaft gemacht ansehen wÃ¼rde, dass dem
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KlÃ¤ger â��jedenfalls seit Mitte der 60er Jahreâ�� â�� wobei auch der Beginn der
Zahlung der JahresendprÃ¤mien hier offen bleibt â�� tatsÃ¤chlich
JahresendprÃ¤mien zugeflossen sind (zur ZulÃ¤ssigkeit der Glaubhaftmachung
eines Entgeltbestandteils, vgl. etwa Bayerisches LSG, Urteil vom 23.06.2015, L 1 RS
3/14, juris), ist jedenfalls die HÃ¶he der streitigen Zahlungen weder nachgewiesen
noch glaubhaft gemacht. Denn weder der KlÃ¤ger noch seine als Zeugen benannten
frÃ¼heren Kollegen kÃ¶nnen Ã¼ber die Aussage hinaus, dass die
JahresendprÃ¤mien mindestens 50 % bzw. durchschnittlich 50 % eines monatlichen
Nettoverdienstes betragen hÃ¤tten, Angaben zu einer konkreten HÃ¶he machen.
Die HÃ¶he der JahresendprÃ¤mien mÃ¼sste in diesem Fall geschÃ¤tzt werden, was
nicht zulÃ¤ssig ist (vgl. BSG, Urteil vom 22.03.2018, B 5 RS 8/17 R, juris Rn. 19 ff.).

Eine weitere Verminderung des BeweismaÃ�stabes im Sinne einer
SchÃ¤tzungswahrscheinlichkeit sieht Â§ 6 AAÃ�G nicht vor. HÃ¤tte der Gesetzgeber
eine SchÃ¤tzbefugnis schaffen wollen, so hÃ¤tte er dies gesetzlich anordnen und
Regelungen sowohl zu ihrer Reichweite (SchÃ¤tzung des Gesamtverdienstes oder
nur eines Teils davon) als auch zum Umfang der Anrechnung des geschÃ¤tzten
Verdienstes treffen mÃ¼ssen, nachdem er schon fÃ¼r den strengeren
BeweismaÃ�stab der Glaubhaftmachung nur die MÃ¶glichkeit einer begrenzten
BerÃ¼cksichtigung (zu fÃ¼nf Sechsteln) ermÃ¶glicht hat. Auch aus Â§ 6 Abs. 5
AAÃ�G iVm Â§ 256b Abs. 1 und Â§ 256c Abs. 1 und 3 S. 1 SGB VI ergibt sich keine
materiell-rechtliche SchÃ¤tzbefugnis. Rechtsfolge einer fehlenden
NachweismÃ¶glichkeit des Verdienstes ist hiernach stets die Ermittlung eines
fiktiven Verdienstes nach Tabellenwerten, nicht jedoch die erleichterte
Verdienstfeststellung im Wege der SchÃ¤tzung im Sinne einer Ã�berzeugung von
der bloÃ�en Wahrscheinlichkeit bestimmter Zahlenwerte. Insofern kann
offenbleiben, ob Abs. 5 Ã¼berhaupt neben Abs. 6 zur Anwendung kommen kann
(vgl. BSG, a.a.O., Rn. 17 f.).

Die prozessuale SchÃ¤tzbefugnis gemÃ¤Ã� Â§ 287 Zivilprozessordnung (ZPO), die
nach Â§ 202 Satz 1 SGG im sozialgerichtlichen Verfahren lediglich subsidiÃ¤r und
â��entsprechendâ�� anzuwenden ist (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 14.07.1988,11/7 RAr
41/87, SozR 4100 Â§ 115 Nr. 2), greift hier von vornherein nicht ein. Denn Â§ 6 Abs.
6 AAÃ�G regelt als vorrangige und bereichsspezifische Spezialnorm die vorliegende
Fallkonstellation (ein Verdienstteil ist nachgewiesen, ein anderer glaubhaft
gemacht) abschlieÃ�end und lÃ¤sst fÃ¼r die allgemeine SchÃ¤tzungsvorschrift des 
Â§ 287 ZPO keinen Raum. Indem Â§ 6 Abs. 6 AAÃ�G die HÃ¶he des glaubhaft
gemachten Verdienstteils selbst pauschal auf fÃ¼nf Sechstel festlegt, bestimmt er
gleichzeitig die mÃ¶gliche Abweichung gegenÃ¼ber dem Vollbeweis wie die
Rechtsfolge der Glaubhaftmachung selbst und abschlieÃ�end. Eine
einzelfallbezogene SchÃ¤tzung scheidet damit aus. HÃ¤tte der Gesetzgeber eine
SchÃ¤tzung zulassen wollen, so hÃ¤tte er das SchÃ¤tzverfahren weiter
ausgestalten und festlegen mÃ¼ssen, ob und ggf. wie mit dem Abschlag im
Rahmen der SchÃ¤tzung umzugehen ist. Das Fehlen derartiger Bestimmungen
belegt im Sinne eines beredten Schweigens zusÃ¤tzlich den abschlieÃ�enden
Charakter der Ausnahmeregelung in Â§ 6 Abs. 6 AAÃ�G als geschlossenes
Regelungskonzept (BSG, Urteil vom 22.03.2018, B 5 RS 8/17 R, juris). Allerdings
wÃ¤ren auch die weiteren Voraussetzungen des Â§ 287 ZPO nicht erfÃ¼llt. Die
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SchÃ¤tzbefugnis und die damit verbundene BeweismaÃ�reduzierung nach Â§ 287
ZPO beschrÃ¤nkt sich nur auf die HÃ¶he nachgewiesener Forderungen. Es kÃ¤me
bei einer Anwendung der Norm im hier maÃ�geblichen Zusammenhang zu dem
Problem, dass hinsichtlich des â��Obâ�� des Zuflusses (Glaubhaftmachung im
Sinne einer Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit) und mit Blick auf die HÃ¶he der
Forderung (SchÃ¤tzungswahrscheinlichkeit) ErwÃ¤gungen zu unterschiedlichen
Wahrscheinlichkeitsgraden anzustellen wÃ¤ren. Damit wÃ¼rde aber das
rechtswidrige Ergebnis in Kauf genommen, dass beide Faktoren in ihrer
Ã�berlagerung bzw. Kombination nicht mehr wahrscheinlich, sondern lediglich
mÃ¶glich wÃ¤ren. Eine derart weite LoslÃ¶sung von der Wirklichkeit und die damit
verbundene Aufweichung der Feststellungslast sieht Â§ 287 Abs. 2 ZPO nicht vor;
die bloÃ�e MÃ¶glichkeit, dass dem Versicherten Arbeitsentgelt in geschÃ¤tzter
HÃ¶he zugeflossen ist, genÃ¼gt keinesfalls (vgl. z.B. BSG, Beschluss vom
08.08.2001, B 9 V 23/01 B, SozR 3-3900 Â§ 15 Nr. 4).

Dem ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers ist schlieÃ�lich nicht zuzustimmen,
dass die Angabe des KlÃ¤gers zur HÃ¶he der JahresendprÃ¤mie keine SchÃ¤tzung
erfordern, sondern als konkrete Untergrenze einen glaubhaft gemachten
â��Mindestbetragâ�� darstellen wÃ¼rde. Nach den schriftlichen Angaben der
frÃ¼heren Arbeitskollegen hat die HÃ¶he der JahresendprÃ¤mie â��durchschnittlich
50 %â�� eines Nettomonatslohns betragen, worin bereits nicht die Angabe eines
Mindestbetrages liegt. FÃ¼r den Wortlaut, dass eine â��JahresendprÃ¤mie
durchschnittlich im Bereich eines Bruttomonatslohnsâ�� zugeflossen sei (vgl.
Feststellung im revisionsrechtlich Ã¼berprÃ¼ften Urteil des SÃ¤chsischen LSG vom
01.03.2016, L 5 RS 578/15, Rn. 49 juris), hat das BSG am 22.03.2018 entschieden,
dass darin keine Glaubhaftmachung liegt und eine SchÃ¤tzung nicht zulÃ¤ssig ist.
Aus diesem Grund reichen die BestÃ¤tigungen der frÃ¼heren Arbeitskollegen des
KlÃ¤gers nicht fÃ¼r eine Glaubhaftmachung aus. Aber auch die vom KlÃ¤ger mit
â��durchschnittlich mindestens 50 %â�� angegebene HÃ¶he reicht nach
Auffassung des Senats nicht fÃ¼r die Glaubhaftmachung einer Untergrenze aus.
Zum einen kann es sich angesichts der unterschiedlichen Wortwahl des KlÃ¤gers
sowie seiner frÃ¼heren Kollegen um lediglich sprachliche Ungenauigkeit handeln.
Zum anderen erfordert die Feststellung des sozialversicherungspflichtigen Entgelts
eine exakte Bestimmung im Vollbeweis bzw. unter den hier erleichterten
Bedingungen des Â§ 6 AAÃ�G, die nicht im Sinne von Mindest- oder HÃ¶chstgrenzen
der Disposition der Beteiligten unterliegt; dies ergibt sich aus den umfassend hierzu
ergangenen Regelungen z.B. in der ArEV. SchlieÃ�lich wÃ¼rde das vom BSG als
unzulÃ¤ssig erachtete SchÃ¤tzergebnis nur mit einem anderen Namen deklariert.
Dass der Senat mit dieser Rechtsauffassung insoweit von der Rechtsauffassung des
SÃ¤chsischen LSG im Urteil vom 08.09.2022 (L 7 R 108/22 ZV, Rn. 55 ff. juris)
abweicht, ist ohne Belang, weil wie oben dargelegt, der KlÃ¤ger bereits nicht unter
den Anwendungsbereich des AAÃ�G fÃ¤llt, so dass es auf die Frage, ob die
JahresendprÃ¤mien als weitere Entgelte festzustellen wÃ¤re, fÃ¼r die Entscheidung
des Senats nicht ankommt.

2. Die Beklagte hat den Ã�berprÃ¼fungsantrag nach Â§ 44 SGB X zu Recht
abgelehnt.

                            19 / 24

https://dejure.org/gesetze/ZPO/287.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/287.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/287.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20V%2023/01%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-3900%20Â§%2015%20Nr.%204
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20RS%20578/15
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20R%20108/22%20ZV
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html


 

Die Voraussetzungen des Â§ 44 Abs. 2 SGB X liegen nicht vor. Der Bescheid vom
19.10.1999 ist zwar rechtswidrig (vgl. oben unter 1.), er begÃ¼nstigt den KlÃ¤ger
jedoch.

Als Rechtsgrundlage fÃ¼r das Begehren des KlÃ¤gers, den Bescheid vom
19.10.1999 abzuÃ¤ndern und hÃ¶here Arbeitsentgelte festzustellen, kommt allein 
Â§ 44 Abs. 2 SGB X in Betracht, denn die Feststellung der Zeiten und
Arbeitsentgelte hat weder die Erbringung von Sozialleistungen noch die Erhebung
von BeitrÃ¤gen zum Gegenstand (vgl. BSG, Urteil vom 07.12.2017, B 5 RS 1/16 R,
Rn. 12 juris). Danach ist ein rechtswidriger nicht begÃ¼nstigender Verwaltungsakt,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung fÃ¼r
die Zukunft zurÃ¼ckzunehmen (Â§ 44 Abs. 2 Satz 1 SGB X). Nach Â§ 44 Abs. 2 Satz
2 SGB X kann er auch fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden.

Allgemeine Voraussetzung fÃ¼r die Anwendbarkeit des Â§ 44 Abs. 2 SGB X ist, dass
ein rechtswidriger nicht begÃ¼nstigender Verwaltungsakt vorliegt (vgl. Baumeister
in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§ 44 SGB X (Stand: 23.02.2022) Rn. 32
ff). Ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt kann nur nach Â§ 45 SGB X
zurÃ¼ckgenommen werden. WÃ¤hrend Â§ 45 Abs. 1 SGB X den begÃ¼nstigenden
Verwaltungsakt definiert (â��Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich
erheblichen Vorteil begrÃ¼ndet oder bestÃ¤tigt hatâ��), enthÃ¤lt Â§ 44 SGB X
keine entsprechende Definition. Aus Â§ 45 SGB X wird zuweilen im Umkehrschluss
fÃ¼r Â§ 44 SGB X die Konsequenz gezogen, nicht begÃ¼nstigend sei ein
Verwaltungsakt, â��wenn die BegrÃ¼ndung eines Rechts oder rechtserheblichen
Vorteils abgelehnt, ein bestehender Vorteil entzogen oder ein Recht nicht in
gebÃ¼hrendem Umfang zugestanden wirdâ��. Richtigerweise handelt es sich hier
aber nur um eine Umschreibung, die in vielen FÃ¤llen zutreffen mag, die sich aber
bei nÃ¤herer Hinsicht nicht als ausreichend erweist. So kann es sich beispielsweise
bei einem Verwaltungsakt, durch den ein Recht nicht in gebÃ¼hrendem Umfang
zugestanden wird, durchaus auch um einen begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt
handeln. Falls dieser Verwaltungsakt nÃ¤mlich zu Lasten des Adressaten
verÃ¤ndert wird, so ist nicht Â§ 44 SGB X, sondern allenfalls Â§ 45 SGB X
anwendbar. Nicht begÃ¼nstigend iS des Â§ 44 Abs. 1 SGB X kann auch ein
leistungsgewÃ¤hrender Verwaltungsakt sein, soweit er keine hÃ¶heren Leistungen
gewÃ¤hrt (vgl. BSG, Urteil vom 22.03.1989, 7 RAr 122/87, SozR 1300 Â§ 44 Nr. 38).

Zwar ist der begÃ¼nstigende Bescheid aus Sicht des KlÃ¤gers auch insoweit
belastend, als er nicht weitere Entgelte (JahresendprÃ¤mien) in die Feststellung mit
einbezieht (vgl. SchÃ¼tze in SchÃ¼tze, SGB X, 9. Aufl. 2020, Â§ 44 Rn. 23).
Allerdings ist die unmittelbare Wirkung des Feststellungsbescheides ausschlieÃ�lich
begÃ¼nstigend, weil der KlÃ¤ger â�� entgegen der Rechtslage â�� in den
Anwendungsbereich des AAÃ�G Ã¼berhaupt einbezogen wurde. Nur die mittelbare
Folge â�� keine weiteren Entgelte â�� ist fÃ¼r den KlÃ¤ger belastend. Sind die
ungÃ¼nstigen Folgen jedoch lediglich mittelbare Folge einer den KlÃ¤ger ansonsten
formal begÃ¼nstigenden Regelung, soll es nur auf die unmittelbaren Wirkungen,
nicht aber auf mittelbare Folgewirkungen ankommen (vgl. BSG, Urteil vom
22.03.1984, 11 RA 22/83, Rn. 14 ff. juris).
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Wollte man bei der Unterscheidung zwischen â��begÃ¼nstigendemâ�� und
â��nicht begÃ¼nstigendemâ�� Verwaltungsakt auf die durch ihn im einzelnen
bewirkten Rechtsfolgen abstellen, so wÃ¼rde die Einordnung des Verwaltungsaktes
davon abhÃ¤ngig gemacht, ob dem Adressaten diese Rechtsfolgen gÃ¼nstig oder
ungÃ¼nstig erscheinen, was er zu verschiedenen Zeiten unterschiedlich beurteilen
kann. Der Adressat hÃ¤tte es damit in der Hand, ob er die Aufhebung des
Bescheides nach Â§ 44 SGB X wegen ihm ungÃ¼nstig erscheinender Rechtsfolgen
betreiben oder ob er sich wegen ihm gÃ¼nstig erscheinender Rechtsfolgen auf den
Bestandsschutz des Â§ 45 SGB X berufen will. Den Â§Â§ 44 bis 49 SGB X ist indes
kein Anhaltspunkt dafÃ¼r zu entnehmen, dass der Fortbestand eines
rechtswidrigen Verwaltungsaktes in diesem Sinne von der EinschÃ¤tzung des
Adressaten abhÃ¤ngig sein soll. Das Gesetz unterscheidet nach dem Inhalt des
Verwaltungsaktes und nicht danach, ob und aus welchen GrÃ¼nden die BehÃ¶rde
oder der Einzelne die Aufhebung des rechtswidrigen Verwaltungsaktes betreibt (vgl.
BSG, a.a.O.).

Der Feststellungsbescheid ist in diesem Sinne kein â��nicht begÃ¼nstigter
Verwaltungsaktâ�� iSd Â§ 44 SGB X sondern ein â��begÃ¼nstigender
Verwaltungsaktâ�� iSd Â§ 45 SGB X.

3. Die Beklagte hat in dem angefochtenen Bescheid vom 18.11.2019 â��isoliertâ��
zu Recht festgestellt, dass der Ursprungsbescheid vom 19.10.1999 rechtswidrig
war. Eine â��Ã�nderung zugunsten des Betroffenenâ�� wie vom KlÃ¤ger
vorgetragen, bedurfte es hierfÃ¼r nicht.

Rechtsgrundlage dieser Feststellung ist Â§ 48 Abs. 3 SGB X. Die Vorschrift lautet:
Kann ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt nach Â§ 45 nicht
zurÃ¼ckgenommen werden und ist eine Ã�nderung nach Absatz 1 oder 2
zugunsten des Betroffenen eingetreten, darf die neu festzustellende Leistung nicht
Ã¼ber den Betrag hinausgehen, wie er sich der HÃ¶he nach ohne
BerÃ¼cksichtigung der Bestandskraft ergibt. Satz 1 gilt entsprechend, soweit einem
rechtmÃ¤Ã�igen begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt ein rechtswidriger
begÃ¼nstigender Verwaltungsakt zugrunde liegt, der nach Â§ 45 nicht
zurÃ¼ckgenommen werden kann.

Die Beklagte war zum einen befugt, die Rechtswidrigkeit des Ursprungsbescheids
festzustellen, obwohl keine Ã�nderung im Sinne des Â§ 48 Abs. 1 oder 2 SGB X
zugunsten des Betroffenen eingetreten ist (vgl. unter a; vgl. insgesamt LSG NRW,
Urteil vom 31.08.2021, L 15 U 585/19, juris). Zum anderen waren auch die
Ã¼brigen Voraussetzungen fÃ¼r eine isolierte Feststellung der Rechtswidrigkeit des
Ursprungsbescheids gegeben. Die im Ursprungsbescheid getroffene Regelung stellt
einen fÃ¼r den KlÃ¤ger begÃ¼nstigenden rechtswidrigen Verwaltungsakt im Sinne
des Â§ 48 Abs. 3 SGB X dar, der nicht (mehr) nach Â§ 45 SGB X zurÃ¼ckgenommen
werden konnte (vgl. unter b).

a) Aufgrund der Regelung des Â§ 48 Abs. 3 SGB X war die Beklagte befugt, die
Rechtswidrigkeit des Ursprungsbescheids isoliert vor Eintritt einer Ã�nderung in den
tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen im Sinne des Â§ 48 Abs. 1 und 2
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SGB X durch Verwaltungsakt festzustellen.

Sinn und Zweck des Â§ 48 Abs. 3 SGB X ist es, einen Ausgleich zwischen dem
Bestandsschutzinteresse des BegÃ¼nstigten und dem Interesse der Allgemeinheit
an der Durchsetzung der materiell-rechtlich zutreffenden Rechtslage zu schaffen. Es
bleibt nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X zwar der Bestandsschutz nach Â§ 45 SGB X erhalten;
jedoch wird der BegÃ¼nstigte von zu seinen Gunsten eintretenden Ã�nderungen
solange ausgespart, bis die BegÃ¼nstigung von der materiellen Rechtslage (wieder)
gedeckt ist. Der ursprÃ¼ngliche rechtswidrige Bescheid gibt entgegen seinem
Inhalt keine Basis mehr her, um kÃ¼nftige Leistungsverbesserungen oder
erstmalige Leistungsbewilligungen darauf aufzubauen (BSG, Urteil vom 18.03.1997, 
2 RU 19/96, Rn.24 juris). Dadurch wird der zu Unrecht gewÃ¤hrte Vorteil im Lauf der
Zeit â��abgeschmolzenâ�� (vgl. SchÃ¼tze a.a.O., Â§ 48 Rn. 37). Im Interesse der
Rechtssicherheit und des Rechtsschutzes ist ein solcher Eingriff jedoch nach der
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung nur hinnehmbar, wenn die Rechtswidrigkeit
des nicht mehr rÃ¼cknehmbaren Ausgangsverwaltungsaktes in einem
eigenstÃ¤ndigen anfechtbaren Verwaltungsakt festgestellt wird (vgl. BSG, Urteil
vom 02.11.1988, 2 RU 39/87, juris; BSG Urteil vom 22.06. 1988, 9/9a RV 46/86,
juris; BSG, Urteil vom 18.03.1997, 2 RU 19/96, Rn. 24 juris; BSG, Urteil vom
16.12.2004, B 9 VS 1/04 R, juris). Dabei ist es der Verwaltung unbenommen, die
Feststellung der Rechtswidrigkeit durch einen selbst konstitutiv wirkenden Bescheid
oder als Teil eines Abschmelzungsbescheids zu treffen (BSG, Urteil vom 18.03.1997,
2 RU 19/96, Rn. 24 juris). Es bedarf somit fÃ¼r eine Abschmelzung nach Â§ 48 Abs.
3 SGB X zweier VerfÃ¼gungssÃ¤tze. ZunÃ¤chst ist in einer ersten Stufe die
Rechtswidrigkeit des Ursprungsbescheids konstitutiv wirkend festzustellen und
sodann bei Eintritt von Ã�nderungen im Sinne des Â§ 48 Abs. 1 oder 2 SGB X sind in
einer zweiten Stufe ggf. konkrete zukÃ¼nftige Leistungen abzuschmelzen (so auch
Steinwedel in Kassler Kommentar, Â§ 48 SGB X Rn. 65 a, EL 112 Dezember 2020).
Die Feststellung der Rechtswidrigkeit kann dabei zur frÃ¼hzeitigen KlÃ¤rung des
SozialrechtsverhÃ¤ltnisses auch selbststÃ¤ndig und zeitlich vor dem Ausspruch des
Einfrierens oder Abschmelzens und vor Eintritt einer Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse
getroffen werden (so ausdrÃ¼cklich BSG, Urteil vom 16.12.2004, B 9 VS 1/04 R,
Rn.15 juris). Dies ist aus Sicht der Verwaltung gerade im Hinblick auf zukÃ¼nftige,
gegenwÃ¤rtig noch nicht absehbare Ã�nderungen geboten, weil die Feststellung der
Rechtswidrigkeit nur ex nunc wirkt und damit ein Abschmelzen nur im Hinblick auf
solche Ã�nderungen zugunsten der leistungsberechtigten Person ermÃ¶glicht, die
nach dem Wirksamwerden der Feststellung der Rechtswidrigkeit eintreten (BSG,
Urteil vom 22.06.1988, 9/9aRV 46/86, Rn. 22 f. juris; BSG, Urteil vom 26.10.2017, B
2 U 6/16 R, Rn. 12 juris).

Zwar ist dem KlÃ¤ger zuzustimmen, dass fÃ¼r eine Leistungsabschmelzung nach 
Â§ 48 Abs. 3 SGB X eine Ã�nderung zu verlangen ist (vgl. BSG, Urteil vom
20.03.2007, B 2 U 38/05 R, Rn. 20 juris; BSG, Urteil vom 31.01.1989, 2 RU 16/88,
Rn.14 juris). Dies ergibt sich nicht nur aus dem ausdrÃ¼cklichen Wortlaut des Â§ 48
Abs. 3 Satz 1 SGB X, sondern auch aus dem Sinn und Zweck der Regelung, die nur
eine Zukunftswirkung fÃ¼r eine â��neu festzustellende Leistungâ�� entfalten soll.
Das in Â§ 48 Abs. 3 SGB X enthaltene Erfordernis einer Ã�nderung betrifft aber nur
die tatsÃ¤chliche Abschmelzung von kÃ¼nftigen Leistungen, nicht aber die hier
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allein streitige Vorstufe der Feststellung der Rechtswidrigkeit.

Mit dem streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 18.11.2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 09.02.2020 hat die Beklagte lediglich einen isolierten
Feststellungsbescheid und noch keine konkrete Abschmelzung im Sinne des Â§ 48
Abs. 3 SGB X bezogen auf eine kÃ¼nftige LeistungserhÃ¶hung erlassen (fÃ¼r die
die Beklagte als ZV-TrÃ¤ger auch gar nicht zustÃ¤ndig wÃ¤re). Einer fÃ¼r eine
Abschmelzung erforderlichen Ã�nderung entsprechend des Wortlauts des Â§ 48
Abs. 3 SGB X bedurfte es hierfÃ¼r nicht. Vielmehr ist die hier von der Beklagten
vorangehende Feststellung zwingende Voraussetzung dafÃ¼r, dass der
VersicherungstrÃ¤ger nach Â§ 48 Abs. 3 SGB X Ã¼berhaupt erst bei kÃ¼nftig
grundsÃ¤tzlich zu Gunsten des Leistungsberechtigten eingetretenen Ã�nderungen
die Leistungen auf dem bisherigen Niveau einfrieren kann.

b) Der Bescheid vom 19.10.1999 ist ein rechtswidriger begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt im Sinne des Â§ 48 Abs. 3 S. 1 SGB X, der nicht mehr nach Â§ 45
SGB X zurÃ¼ckgenommen werden konnte.

Unbeachtlich ist, dass der streitgegenstÃ¤ndliche Ursprungsbescheid, nicht wie in 
Â§ 48 Abs. 3 SGB X aufgefÃ¼hrt, die GewÃ¤hrung einer Leistung, sondern
stattdessen zunÃ¤chst die Grundlage einer Leistungsbewilligung festgestellt hat.
Denn Â§ 48 Abs. 3 SGB X ist entsprechend anwendbar, wenn der Fehler des
Ursprungsbescheids nicht die HÃ¶he einer Leistung, sondern zunÃ¤chst nur den
Grund der Leistungsbewilligung betrifft (vgl. BSG, Urteil vom 18.03.1997, 2 RU
19/96, Rn.24 juris; BSG, Urteil vom 20.03.2007, B 2 U 38/05 R, Rn. 19 juris).

Der Bescheid vom 19.10.1999 ist ein rechtswidrig begÃ¼nstigender Verwaltungsakt
(siehe dazu oben unter 1 und 2), der nicht nach Â§ 45 SGB X zurÃ¼ckgenommen
werden kann, weil die RÃ¼cknahmefrist des Â§ 45 Abs. 3 S. 2 SGB X (zwei Jahre
nach Bekanntgabe) verstrichen ist.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor. Die Frage, ob Ã¼ber den Wortlaut der 2. DB hinaus weitere Betriebe (hier
Kombinate oder Kombinatsbetriebe) gleichgestellte Betriebe sind, hat das BSG
bereits mehrfach entschieden (vgl. dazu die oben zitierten Entscheidungen des
BSG). Gleiches gilt fÃ¼r die Frage, was unter einem KonstruktionsbÃ¼ro zu
verstehen ist.

Â 

Erstellt am: 26.01.2023

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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